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Zeitung. 


bur No. 213. 


Deutſchland. 


an 88 Berlin, 8. Mai. Der Bericht der 22. Kommiſſion 
Aber den Antrag der Abgeordneten v. Berg und Genoſſen wegen 
der bekannten Bepeſchen⸗Angelegenheit lautet wörtlich, wie folgt: 
Die Abgeordneten v Berg und Genoſſen haben unterm Aten 
d. J. bei dem Hauſe den Antrag eingebracht: daſſelbe wolle 
chließen: die Regierung Sr. Majeſtät des Königs zu erſuchen, 
‚Haufe eine Mittheilung darüber zugehen zu laſſen, was in 


Bei 


denten der Ober⸗Rechenkammer Seiffart, in Aufſehen erregen: 
der Weiſe erhobene Beſchuldigung der Betheiligung an der Ent: 
Dendung von Brieffchaften von Seiten der Regierung Sr. Da 
ät des Königs geſchehen ſei. Als Motive des Antrages iſt 
präziſirt. Die Vorbe⸗ 


3 auf die gegen ein Mitglied des Hauſes, den Viceprä⸗ 


eng im Schooße der Kommiſſion hat in Gegenwart des Herrn 
fig-Diinifters und des Herrn Antragſtellers ftattgefunden. Zur 

ng der in dem Antrage nur angedeuteten Sachlage ward 
tab folgende Auseinanderſetzung nothwendig: Im Spätherbſte 


vergangenen Jahres brachten mehrere öffentliche Blätter 


des 
und Auslandes die Nachricht, daß in Potsdam neuerdings 
bei Perfonen verhaftet worden wären, welche ſich zum Theil 
er Unterſchlagung von Brieſſchaften, namentlich Staatsdepeſchen, 
Theil der unberechtigten Mittheilung des Inhaltes ſolcher 
rien an dritte Perſonen ſchuldig gemacht haben ſollten. —— 
gr „Pr. Corr.“ bemerkte in dieſer Beziehung, der Inhalt der 
teffenden Papiere ſei lediglich privativer Natur geweſen, und 
es ſei die Unterſuchung bereits im Gange. Weiteren durch die 
Ei demnächſt gegebenen Aufflärungen zu Folge waren die ver- 
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afteten Perſonen die beiden Bedienten des General-Udjutanten 
r. Majeftät des Königs, Generals v. Gerlach, beziehungsweiſe 
Kabinets⸗Raths Niebuhr; und es wurde dabei zugleich der 
ermuthung Raum gegeben, die Bedienten hätten wohl unter 
emdem Einfluſſe gehandelt. In dieſer Lage ward die Angele- 
genheit Seitens der Preſſe belaſſen, bis die in Minden erſchei⸗ 
. „Patriotiſche Zeitung“ am 10. Februar neuer Verhaftun⸗ 
dachte, und am 7. März in einer vom 5. ejusdem datir⸗ 
ten mg riginal⸗Korreſpondenz aus Berlin die Nachricht gab, „über 
die fatale Potsdamer Depeſchengeſchichte zirkulire in parlamenta⸗ 
ſchen und anderen Kreiſen eine Art lithographirter Denkſchrift, 
de merkwürdige Enthüllungen enthalten ſolle, und von den Be 
en ſehr diokret gehalten werde.“ In den erſten Tagen der 
eilten Hälfte des Monat März bemächtigten ſich die Blätter 
9 In: und Auslandes der fraglichen Angelegenheit mit erneue⸗ 
Intereſſe; ſie bezeichneten jeßt zum erſten Male ein Mitglied 
2 Hauſes der Abgeordneten, den Vice-Präſidenten der Ober⸗ 
Rechnungelammer Seiffart, als bei der Sache implizirt, und mel⸗ 
det ten, daß am 16. und 17. März mehreren in Berlin ſich auf- 
0 tenden Perſonen eine anonyme Druckſchrift ohne Angabe des 
ruckers und Druckortes per Stadtpoſt überſendet worden ſei, 
che eine mit Eingang und Schluß verſehene Rechtfertigung des 
113 Seiffart, betreffs der in Rede ſtehenden Angelegenheit, ent- 
Vornehmlich war es die „Patriotiſche Zeitung“, welche 
am 21. März die herbſten direkten Angriffe gegen Herrn Seiffart 
1 tete; eine vom 19. deſſelben Monats aus Berlin datirte Ori— 
mal Korreſpondenz ſagt wörtlich: „Die Flugſchrift enthält zu— 
t eine, angebliche Rechtfertigungöſchrift des Vice-Präſidenten 
1 beute unge „Kammer Seiffart (unter dem verſtorbenen 
inifter von Rochow durch feine polizeiliche Thätigkeit bekannt, 
r Konſul in Mexiko.) Die angebliche Rechtfertigungsſchrift 
dacht übrigens die Veranlaſſung und Schuld der ganzen gemeinen 
a pionage auf einen hohen Staatsbeamten zu werfen, und wählt 
bar aus reicher Kenntniß drei der geſtohlenen oder abgeſchrie— 
Men Briefe mit ſichtlichem Raffinement aus, um durch deren 
näher Bezeichnung Perſonen zu proſtituiren. Wir wollen uns 
in. Urtpeil darüber erlauben, ob dieſe Vertheidigungsſchrift, die 
hagen einen und denſelben Styl mit dem ganzen Flugblatte 
al, echt oder fingirt iſt, ſo viel aber geht aus der unbefangenen 
dr hervor, daß, wer ſo gehandelt hätte, weder den Pflichten 
es königlichen Dieners noch denen eines Ehrenmannes 
ulfernteſten nachgekommen wäre, ſondern daß er nur im 
enen Intereſſe ſeine Hand in eine gemeine Handlungeweiſe 
Leite und ſeine wahren Pflichten umgangen hätte.“ Neben 
„Patriotiſchen“ wandte ſich ſodann die hier herausgege⸗ 
5 „Neue Preußiſche Zeitung“ mit Entſchiedenheit gegen die 
Aebachte Zlugſchrift und gegen Herrn Seiffart, in längeren 
Nele, welche bald in andere Blätter übergingen und unter der 
* erung, nur die reine verbürgte Wahrheit zu berichten, führs 
in beide, und zwar die erſtere namentlich unterm 27., die legs 
unterm 26. und 30. März aus, daß die in der Flugschrift 
den gen Verdächtigungen anderweiter Perſonen jeder thatſäch⸗ 
Begründung entbehrten, daß vielmehr Herr Seiffart jelbft |) 
w ſcheinlich derjenige geweſen ſei, welcher die mißbräuchliche 
ſchatabme der v. Gerlach'ſcher und Niebuhr'ſchen Brief⸗ 
hi n 1 unterſtützt wie bent zt habe. Nachdem die Kom⸗ 
bei 15 ſich dieſe Sachlage vergeger wärtigt hatte, ward einſtimmig 
oſſen: die bezeichnete Flugſchrift ihrem Inhalte nach für die 


5 den 8. Mai. 


e e eee ee und den dieſelbe reproducirenden Bericht 
als nicht exiſtirend zu erachten. Die Flugſchrift verſtößt gegen 
den §. 7 des Geſetzes über die Preſſe vom 12. März 1851, 
indem fie weder den Drucker, noch den Verleger oder Heraus— 
geber mit Namen und Wohnort nachweiſet; ihre Verbreitung iſt 
daher nach §§. 8, 33 und 41 a. a. O. verpönt. Würde nun 
die Schrift nach vorgängiger Benutzung in der Kommiſſion dem 
Berichte zum Grunde gelegt, ſo müßte ſie folgerecht durch den 
Berichterſtatter in öffentlicher Sitzung auch verleſen werden, — 
und es kann einem Zweifel nicht wohl unterliegen, daß mit dieſer 
Verleſung vor verſammeltem Hauſe und den dem freien Zutritt 
geöffneten Tribünen eine Verbreitung im Sinne des Geſetzes kon— 
ſumirt werden würde. Ob dieſe Verbreit eine durch den 
Richter zu ſtrafende wäre, könnte bedenklich einen, wenn man 
die Beſtimmung des Art. 84 der Verfaſſung, Inhalts deſſen die 
Abgeordneten für ihre Abſtimmungen niemals, für ihre im Hauſe 
ausgeſprochenen Meinungen nur auf Grund der OGeſchäfts⸗ 
Ordnung zur Rechenſchaft gezogen werden können, als eine Aus- 
nahme von der Regel ſtriktiſſime interpretiren und annehmen wollte, 
daß die gedachte Verleſung die Grenze einer ausgeſproche— 
nen Meinung überſchreite; — die Kommiſſion hielt jedoch die 
weitere Ventilirung dieſer Frage für nicht erforderlich, ſie ſetzte 
ſelbſt den Fall der Verneinung, und glaubte danach, wie ange— 
deutet, verfahren zu müſſen, und zwar um deshalb, weil fie es 
nicht für angemeſſen erachten konnte, durch einen aus ruhiger Be: 
rathung erzeugten Beſchluß, — im Gegenſatze zur lebhaften 
Plenardebatte, — in wohlüberlegter Vorausſetzung eines wirk⸗ 
lichen oder vermeinten Privilegii, den Berichterſtatler anzuweiſen, 
gegen das Preßgeſetz zu handeln. Die Kommiſſion vermochte 
ohne Nachtheil für die ſachliche Behandlung der ihr gewordenen 
Aufgabe, dieſer auf das formelle ſich beſchränkenden Anſchauungs⸗ 


weiſe um ſo leichter Rechnung zu tragen, als die Eingangs ge⸗ 


gebene Darſtellung des der periodiſchen Preſſe entnommenen Ma⸗ 
terials das Eingehen auf die oft beregte Flugſchrift völlig über- 
flüſſig macht. Der weitere Verlauf der Berathung führte ſodann 
zu dem gleichfalls einſtimmig gefaßten, zweiten präjudiziellen Bez 
ſchluſſe: abſeiten der Kommiſſion im Berichte, und demnächſt im 
Wege der Initiative, bei der Plenar-Berathung diejenigen Per⸗ 
ſonen nicht weiter zu berückſichtigen, welche die öffentlichen 
Blätter als bei der hier fraglichen Angelegenheit implieirt, 
namentlich bezeichnet haben, auch die Hoffnung zu hegen, 
das Haus werde in pleno denſelben Grundſatz adoptiren. 
Man erwog nämlich, daß ein entgegengeſetztes Verfahren die 
Unterſtellung erheiſche, als habe das Haus zu Gericht zu ſitzen, 
wo nicht über die erhobenen Beſchuldigungen ſelbſt, und zwar in 
ihrem ganzen Zuſammenhange, ſo doch über die Maßnahmen, 
welche bei dieſer Angelegenheit die Staats -Regierung beliebt, oder 
unterlaſſen habe, — man war nicht zweifelhaft, daß eine ſolche 
Unterſtellung weder in dem Wort des Antrages, noch in der 
Sachlage eine Begründung finde, — man warf ins Gewicht, daß 
es dem Hauſe nicht zu empfehlen ſei, dem von der Preſſe einge— 
ſchlagenen Wege folgend, die betreffenden Perſonen zum Gegen⸗ 
ſtande einer öffentlichen Verathung zu machen, welche aus den 
oben angedeuteten Gründen als ungerechtfertigt bezeichnet werden, 
nebenher aber auch gegen die Billigkeit um deshalb verſtoßen 
müßte, weil ſie erwähnend einer bereits obſchwebenden Unter— 
ſuchung, jene Perſonen einer Kritik ausſetzen würde, gegen die 
viele derselben ohne jeden momentanen Rechtsſchutz blieben, —- 
man vergegenwärtigte ſich ſchließlich, daß es eine empfindliche Ver- 
letzung der Antragſteller heißen würde, wollte man ihnen die Ab» 
ſicht zutrauen, als hätten ſie irgend welche jener Perſonen mit 
ihrem Antrage treſſen wollen, und gelangte konſequenter Weiſe jo 
zu dem Reſultate, daß die Kommiſſions⸗ » Berathung, die Bericht: 
erſtattung, und folgerecht auch die Debatte in pleno ſich ledig⸗ 
lich mit der rein formellen Frage zu beſchäftigen habe. Soll die 
Staats⸗Regierung um Auskunft darüber erſucht werden, was in 
Verfolg der gegen Herrn Seiffart erhobenen Anſchuldigungen 
in Betreff dieſes von Seiten der Behörden geſchehen iſt? 
Während die Kommiſſion dahin einverſtanden war, daß geſchäfts⸗ 
ordnungs- und ſachgemäß Diele Frage richtiger in die Form einer 
Interpellation zu bringen geweſen wäre, und nachdem der Antrag⸗ 
ſteller erklärt hatte, er habe urſprünglich auch eine Interpellation 
im Werke gehabt, und ſei erſt, weil er die erforderliche Anzahl 
von 30 Unterſchriften nicht erlangen konnte, zur St llung des 
nur 15 Unterſchriſten bedürfenden Antrages geſchritten, äußerten 
ſich mehrfache Stimmen dahin, daß es unzuläſſig fei, den Antrag 
in irgend welcher Weiſe eingehend zu diskutiren. Zur Begrün⸗ 
dung dieſer Anſicht ward bemerkt: Es müſſe feſt gehalten werden, 
daß der Antrag eben nur eine Interpellation bezwecke, d. h. eine 
öffentlich geſtellte Frage, auf welche eine öffentlich zu gebende Ant⸗ 
wort der Staats Wegierung erfolgen ſolle; ſolche Anfragen, deren 
die Verfaſſung nicht gedenke, jeien nach §. 28 der Geſchäftsord⸗ 
nung zwar zuläſſig, da ſie aber — im Gegenſatz zu der jedem 
Abgeordneten für ſeine Perſon zuſtehenden Befugniß der privativen 
Erkundigung — ihrer Natur nach ein mehr oder minder unver— 
hohlen ausgeſprochenes Mißtrauen wo nicht enthielten, ſo doch 
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enthalten könnten, ſo habe der gedachte Paragraph zugleich als 
Cautel gegen leichtfertige Interpellationen die Unterſchrift von 
mindeſtens 30 Mitgliedern angeordnet; wenn nun der Antrag— 
ſteller, nach feiner eigenen Erklärung, nicht ein Mal die zur Er⸗ 
füllung der Zahl 30 noch fehlenden 11 Unterſchriften habe er⸗ 
langen können, und wenn ihm und feinen 18 Geaoſſen doch un— 
moglich das Recht eingeräumt werden dürfte, die einſchlägigen 
Beſtimmungen der Geſchäftsordnung, wie fie beabſichtigen, zu um⸗ 
gehen und illuſoriſch zu machen, ſo müſſe ſchon aus dieſem Grunde 
allein dem Hauſe der Uebergang zur einfachen Tagesordnung pro⸗ 
ponirt werden. Der Antragſteller glaubte dieſer Auffaſſung wider⸗ 
ſprechen zu müſſen, und hielt dafür, daß die von ihm und ſeinen 
Freunden gewählte Form eines Antrages als vollſtändig korrekt 
zu bezeichnen ſei; er gab ſodann mit Bedauern zu, daß der An— 
trag auch unter ſeinen ſonſtigen Geſinnungsgenoſſen vielfache Geg⸗ 
ner. gefunden und in vielen Kreiſen der Mißdeutung unterlegen 
habe, als ſei er direkt gegen gewiſſe Perſonen gerichtet, welche 
durch die Preſſe bei dieſer Angelegenheit mit dem Herrn Seif— 
fart in Verbindung gebracht worden; er müſſe dieſe Unterſtellung 
um ſo mehr weit von ſich weiſen, als ihm die Nichtmitbetheili⸗ 
gung jener Perſonen ſehr wohl bekannt ſei, — er habe geſchwie⸗ 
gen, jo lange nur allgemeine Gerüchte die Preſſe durchlaufen 
hätten, habe aber dann mit ſeinem Antrage hervortreten zu müſſen 
geglaubt, als durch die oft beregte Flugſchrift eine angeblich von 
Herrn Seiffahrt verfaßte, in direkter Rede lautende, an ſeinen 
Vorgeſetzten gerichtete Rechtfertigung verbreitet worden ſei; es 
komme ihm vor Allem darauf an, von dem Herrn Juſtiz-Miniſter 
eine Erklärung darüber entgegen zu nehmen, ob die bezeichnete 
Rechtfertigung mit dem vorausgeſetzten Original übereinſtimme ? 
— Der Herr Juſtiz-Miniſter bemerkte, wie er dieſe us 
bald zu entwickelnden Gründen unbeantwortet laſſe, zumal 
Aufgabe der Staats⸗ fewer feder e Bene es 3 
ſtellers ſein möchte, den Antrag zu motiviren. In Betreff des 
Antrages ſelbſt ließ ſich ſodann der Herr Miniſter dahin aus: 
Der Antrag bezwecke entweder a) eine Rechenſchaft der Regierung 
über eine von ihr angeordnete Maßregel, oder b) eine Rechen- 
ſchaft der Regierung darüber, weshab ſie eine Maßregel welche die 
Antragſteller für erforderlich halten, gar nicht, oder doch zur Zeit 
noch nicht angeordnet habe. Der Antrag enthalte mithin einen 
Eingriff in die Exekutive der Regierung; denn darüber, ob 
wegen einer beſtimmten Handlung gegen eine beſtimmte Perſon 
einzuſchreiten ſei, ſtehe nur der Exekutive die Kognition zu und 
das Abgeordnetenhaus könne nicht als berechtigt anerkannt werden, 
die Regierung zu einer ſolchen Maßregel zu veranlaſſen, noch fie 
davon abzuhalten, noch darüber Rechenſchaft zu verlangen. Es 
könne ebenſowenig anerkannt werden, daß dem Hauſe die Befugniß 
zuſtehe, die Regierung zu nöthigen, eines ſeiner Mitglieder wegen 
ſeines Verhaltens außerhalb des Hauſes in ſtrafgerichtlichem oder 
disziplinariſchem Wege zur Rechenſchaft zu ziehen. Die Regie⸗ 
rung müſſe es ihrem freien Ermeſſen vorbehalten, ob und eventuell 
zu welcher Zeit ſie zu einer ſolchen Maßregel zu ſchreiten für 
geeignet erachtet; jo leicht es fein würde, zu zeigen, daß die Re— 
gierung kein berechtigtes Intereſſe unerwogen gelaſſen, ſo müſſe 
ſie gleichwohl bei der prinzipiellen Wichtigkeit der Frage ſich dar⸗ 
auf beſchränken, die Zuläſſigkeit des Antrages zu beſtreiten, und 
aus dieſem Grunde jede weitere Auslaſſung zur Sache ſelbſt ab— 
lehnen. Die Kommiſſion konate ſich der Anerkennung dieſer durch⸗ 
ſchlagenden Gründe nicht verſchließen, — der Antragſteller be⸗ 
merkte, wie er zugeben müſſe, daß ſein Antrag nach Abgabe jener 
Erklärung des Bodens entbehre, und es kam die Kommiſſion zu 
dem einſtimmig gefaßten Beſchluſſe: dem Hohen Haufe vorzuſchla⸗ 
gen: über den Antrag der Abgeordneten v. Berg und Genoſſen 
— Nr. 217 der Druckſachen — zur Tagesordnung überzugehen. 
Die Hinzufügung des Vornamens zu dem Familiennamen 
gehört zwar nicht zu den weſentlichen Erforderniſſen einer Wech⸗ 
ſelunterſchrift, iſt jedoch inſofern von rechtlicher Bedeutung, als 
damit eine wirtlich exiftivende, gerade dieſen Vornamen führende 
Perſon erkennbar gemacht wird. In einem vor Kurzem an das 
Obertribunal gelangten Falle erklärte der in Anſpruch genommene 
Acceptant, er heiße mit Vornamen nicht Louis, wie das Accept 
beſage, ſondern Julius, und verweigerte, da er dies nachweiſen 
konnte, jede Erklärung darüber, ob das Accept von ihm herrühre 
oder nicht. Das Gericht erſter ſo wie zweiter Inſtanz erkannten 
auf Ableiſtung des Diffefliond:ides. Das Obertribunal hat jedoch 
dieſe Entſcheldung vernichtet und dahin erkannt, daß derjenige, deſ⸗ 
ſen Familienname mit Hinzufügung eines andern Vornamens, als 
er ſelbſt führt, unter einem Wechſel ſich befindet, nicht verpflichtet 
ſei, ſich über die Richtigkeit feiner Unterſchrift zu erklären, — fo 
fern der klagende Wechſelinhaber nicht noch beſonders darthue, 
weshalb, der Verſchiedenheit der Vornamen ungeachtet, der Un⸗ 
terſchriebene aus jener Unterſchrift wechſelmäßig verhaftet ſel. 
Danzig, 6. Mai. Heute mit dem Frühzuge begab ſich 
der Contre-Admiral Schröder nach Stettin, von wo er nach 
Rügen gehen wird, um die Lage des Hafens zu inſpiziren und 
ein Gutachten darüber abzugeben, ob derſelbe zu einem Kriege: 
hafen ſich eignet oder nicht? — Der Vorſteher des hieſigen Poſt⸗ 


Amts, Herr Poſt⸗ Kaffen Kontrolleur 
Poſt⸗Direktor ernannt worden. 


Oeſterreich. 


Wien, 5. Mai. Der gewöhnliche Wiener Correſpondent 
des Conſtitutionnel widerlegt, unter Hinweiſung auf den nun 
bekannten Friedensvertrag, die von mehreren Blättern, ſo von 
der „Times“ und dem „Journal des Débats“, gemachte Mit: 
theilüng, in die Einleitung des Friedens Inſtruments ſei, auf 
Untrag Lord Glärendon’s, eine Stelle aufgenommen worden, 
deren Zweck die Aufhebung des von der heil. Allianz gegen das 
Haus Bonaparte gefaßten Beſchluſſes ſei. Nachdem der Wiener 
Correſpondent die ſchon vom diplomatiſchen Standpunkte aus 
irrige Anſicht dieſer Blätter und das Unpaſſende einer ſolchen nach— 
träglichen Billigung des wiederhergeſtellten franz. Kaiſerreichs dar— 
gelegt at, fährt er fort: 
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Johanneſſon, iſt zum 


als unfruchtbare Worte, bezeugen die Rückſichten, 
welche di n Monarchen der Napoleoniſchen Dynaſtie heute in 
free u zollen, deren aufrichtigen Wunsch, das Vergan⸗ 
gene der Vergeſſenhelt übergeben zu ſehen. — Vor kaum drei 
Jahren wollte der St. Petersburger Hof die Wiederherſtellung 
des Kaiſerreichs nur unter gewiſſen Vorbehalten anerkennen. Der 
neue Kaiſer dagegen fügte der Anzeige ſeiner Thronbeſteigung, 
welche der Graf Orloff übergab, noch ein eigenhändiges Schrei— 
ben bei, worin er den Kaiſer zur Geburt des Prinzen auf das 
Herzlichſte beglückwünſcht, wobei nicht überſehen werden darf, daß 
— da die diplematiſchen Beziehungen zwiſchen beiden Höfen 
unterbrochen ſind — die Geburt dieſes Prinzen dem ruſſiſchen 
Hofe noch nicht amtlich mitgetheilt werden konnte. — Der Kai⸗ 
ſer don Oeſterreich ſeiner Seits hat, um das politiſche Bündaiß 
vom 31. Dezember zu befeſtigen, beſchloſſen, daß ſein jüngerer 
Bruder, der Erzherzog Maximilian Ferdinand, demnächſt an dem 
Hofe der Tullerien einen Beſuch abſtatten wird, woran er, als 
er im vorigen September mit ſeinem Geſchwader in Toulon 
ankerte, durch die vorgerückte Jahreszeit verhindert war. — 
Außer dieſer Reiſe Sr. kaiſ. Hoh. nach Paris, ſpricht man (wie 
wir bereits meldeten) von der Zuſammenkunft, welche Se. apoſto— 
liſche Majeſtät mit dem Kaiſer der Franzoſen haben werde. Mit 
der ihm eigenen, edlen Offenheit hat Franz Joſeph ſchon oft den 
hohen Werth bekannt, welchen er auf die perſönliche Belannt- 
ſchaft Napoleons III. legt.“ 

Es iſt klar, daß Oeſterreich ein möglichſt freundliches Ver— 
hältniß zu Frankreich feſtzuhalten wünſcht. Inwieweit es dabei 
auf ein Entgegenkommen zu rechnen hat, iſt noch nicht zu beftim- 
men; zunächſt bringt nur etwa die offiziöſe Pariſer „Patrie“ eine 
Erörterung, die ſich gegen die Idee wendet, ald ob eine Allianz 
mit Rußland im Werke ſei, eine Idee, welche in Deutſchland 
eine ungerechtfertigte Verbreitung gat habe. Die Freundſchaft 
zwiſchen Rußland und Frankreit, werde nur jo lange beſtehen, 
als erſteres ſich ſtreng innerhalb der ihm durch das Recht gezoge— 
nen Grenzen den Schwachen gegenüber halte, und ſie werde nie 
einen für Deutſchland beunruhigenden Charakter annehmen. 

Die Möglichkeit eines näheren Verhältniſſes zwiſchen Oeſter— 
reich und Frankreich iſt zunächſt durch ein Einverſtändniß beider 
Staaten über die in Beziehung auf Italien einzuhaltende Politik 
bedingt, und nach den Eröffnungen des Grafen Walewski und 
des Grafen Buol auf dem Pariſer Kongreſſe beſteht in dieſer Ber 
ziehung durchaus keine unausfüllbare Kluft. Es mag in Wien 
die Abſicht nahe liegen, Frankreich durch Förderung gewiſſer Ver⸗ 
waltungs⸗Reformen zu befriedigen, und nachdem ſo das Unabweid- 
lichſte zugeſtanden worden, ſich mit dem Pariſer Kabinet gemein 
ſchaftlich weitergehenden Forderungen Englands uad Sardiniens 
entgegenzuſtellen. — Den poſitiven Verſicherungen des offiziellen 
Organs der Regierung von Parma gegenüber meldet übrigens, 
nach einer telegraphiſchen Nachricht der „Hamburger Nachrichten“, 
die neueſte „Morning Poſt“: „Die öſterreichiſchen Truppen in 
Parma werden allmälig vermehrt. Ein Lager bei Somma wird 
gebildet. Die engliſche Regierung dürfte von Piemont eingeladen 
werden, ein Flottengeſchwader nach dem Golf von Spezia zu 
ſenden.“, Die Beſtätigung dieſer Mittheilung iſt abzuwarten. 
Wien, Mittwoch, 7. Mai. Der Kaiſer hat ſein Hof— 
lager geſtern nach Laxenburg verlegt. Erzherzog Ferdinand Max 
iſt geſtern auf der Nordbahn abgereiſt. — Herr v. Bruck wird 
morgen nach Trieſt reiſen. 

* Belgien. 

Brüſſel, 6. Mal. Der Finanzminiſter hat der Abgeord— 
neten⸗Kammer geſtern die früher angekündigten Geſetzentwürfe vor- 
gelegte welch. bezwecken: die am 20. Dezember 1851 abge⸗ 
ſchloſſene Anleihe von 26 Mill. Frs. in eine 44 pCt. Anleihe 
umauivandeln; die Regierung zum Abſchluſſe einer neuen 44 Pt. 
Olnleihe von 35 Mill. Frs., jo wie zum Verkaufe der rheiniſchen 
Eiſenbahn-Aktien zu ermächtigen, die der Staat beſitzt; endlich 
dem Bauten⸗Miniſterlum einen Kredit von 21 Mill. Frs. zur 
Vollendung der Staals⸗Eiſenbaha und ihrer Stationen, ſo wie 
zur Vervollſtändigung des für den Betrieb erforderlichen Materials 
zu eröffnen. 

Rußland und Polen. 
Pʒetersburg, 30. April. Auf Befehl des Kaiſers 8 
Oberſt Bartolomäi aus Kaukaſien, wo er der Statthalterſchaft 
attachirt iſt, hier eingetroffen, um, wie das „C.-B.“ meldet, mit 
einer Miſſion nach Herat beauftragt zu werden. Die Verwicke— 
lungen der Engländer mit Perſien, die jetzt einſtweilig beigelegt 
find, ‚haben für Rußland das Bedürfniß herausgeſtellt, die Bezie— | 
hungen zu dieſem Nachbar klarer zu ſtellen, und dies iſt der Zweck 
der Sendung des Oberſten Bartolomai. 

etersburg, 1. Mal. Man ſchreibt der K. H. He: 
Was ich über eine Anſprache des Kaſſers an den Adel in Moskau | 
ſchtieb, wird mir von mehreren Seiten her beſtätigt, und zwar 
fann ich meine Mittheilung folgendermaßen ergänzen. Wenn ſich 
das Gerücht verbreitet, habe der Kaſſer gejagt, er wolle die Bauern 
für frei erklären, ſo müſſe er dem widersprechen, das ſei eine 
Sache, die ſich nicht überſtürzen laſſe. Allein der Zuſtand, 
wie er dermalen ſei, könne alle dings nicht fort 
dauern. Es werde ihm, dem Kaiſer, daher angenehm ſein, wenn | 


Verleger und veranmtortlicger Redakteur H. Schoenert in Stttin. 


der Adel ſelbſt reiflich überlege, auf welche Weiſe eine Aenderung 
anzubahnen ſei, und würden ihm, dem Kaiſer, dahin zielende Vor⸗ 
ſchläge ſtets willkommen fein. Auch die hiſtoriſche Parallele und 
Nutzanwendung, deren ich erwähnte, hat, nach- den Verſicherungen 
meiner Gewährsmänner, in der Rede des Kaiſers nicht gefehlt. 
— So geht mir auch die Nachricht zu, daß der Kaiſer ſich ge⸗ 
gen den Jolowa (Stadthaupt, ungefähr wie Oberbürgermeiſter) 
von St. Petersburg darüber ausgeſprochen habe, daß man es mit 
einer Ermäßigung der Importzölle verſuchen müſſe, da 
die bisherige Erfahrung von drei Dezennien gezeigt habe, daß 
das bis jetzt befolgte Syſtem die Fabriken nicht auf den Stand⸗ 
punkt gehoben, wie dies zu erwarten geweſen. — Der Kurator 
des St. Petersburger Lehrbezirks, Geheimerath Muſſin-Puſchkin, 
iſt unter Ernennung zum wirklichen Geheimerath und mit Beibe⸗ 
haltung ſeiner Senator-Würde, ſeines Poſtens enthoben worden, 
den er lange Zeit mit großer Thätigkeit und Gewiſſenhaftigkeit 
verwaltet hat. Muſſin⸗Puſchkin gehort der ſtrengen altruſſiſchen 


Partei an, er war zugleich Präſident des Cenſur-Komités und die 


beabſichtigten Neuerungen und Milderungen im Reſſort des Mini: 


ſteriums der Volksaufklärung konnten ſeinen Grundſätzen, mit denen 


ſich oft herbe Formen verbanden, nicht zuſagen. Es iſt ſonach 
dieſe Amtsentlaſſung als eine Art von prinzipiellem Siege aufzu⸗ 
faffen. Man kann übrigens Muſſin-Puſchkin nur als Ehrenmann 
bezeichnen. Ueber ſeinen Nachfolger verlautet noch nichts Beſtimm⸗ 
tes. Von großer Bedeutung würde eine Maßregel ſein, welche 
projeltirt ſein ſoll, die ich aber nicht als verbürgt gebe. Es heißt 
nämlich, der jetzige Miniſter der Volksaufklärung, Noroff, würde 
ein anderes neu zu kreirendes Miniſterium übernehmen, welches 
ſich blos mit den geiſtlichen Angelegenheiten zu befaſſen hätte. 
Sonach würden Schule und Kirche eine gewiſſe Selbſtſtändigkeit 
gegen einander gewinnen. — Der Geheimerath Mandt wird die 
Kaiſerin-Mutter au den Reiſe nicht begleiten. Er wolle nicht 
mit andern Aerzken konſultiren, worauf der Kaiſer eine lange 
Unterredung mit ſeiner kaiſerlichen Mutter hatte, deren Folge war, 
daß Mandt abreiſte. Ferner hat der Kaiſer eine Kommiſſon von 
ſechs Aerzten niedergeſetzt, welche das in mehreren Militär-Hoſpi⸗ 
tälern eingeführte Mandtſche Heilverfahren, genau prüfen und 
höheren Orts Bericht erſtatten ſoll, Es iſt vorauszuſehen, daß 
das Reſultat ein für Mandt ungünſtiges ſein wird, ſo daß man 
dieſes Meteor an unſerem mediziniſchen Himmel als wieder ver⸗ 
ſchwunden betrachten kann. 

Privatnachrichten aus St. Petersburg vom neueſten Da⸗ 
tum ſetzen die „Pr. C.“ in Stand, mit Bezug auf ihre geſtrige 
Nachricht aus Warſchau die Mittheilung zu machen, daß der Ge⸗ 
ſundheitszuſtand der verwittweten Kaiſerin von Rußland ſich in 
den letzten Tagen wieder in erfreulichſter Weiſe gebeſſert hatte 
und daher ihre Abreiſe von St. Petersburg nunmehr auf den 
13. d. M. anberaumt worden war. 

Das Journal de St. Petersbourg veröffentlicht den Frie— 
denstraktat. 

Durch einen an demſelben Tage erlaſſenen Tagesbefehl iſt 
die durch die Vermehrung des kaukaſiſchen Armeekorps in zwei 
Infanterie-Regimenter nothwendig gewordene Umgeſtaltung deſſelben 
verfügt. Die „Kaukaſiſche Reſerve-Grenadier-Brigade“ wird in 
eine Diviſion gleichen Namens verwandelt. Die Großfürſten 
Nikolas, Alexander und Wladimir (Söhne des Kaiſers) werden 
zu Chefs verſchiedener Regimenter, und der bisherige Kriegsmini⸗ 
ſter Fürſt Dolgorukoff zum General der Kavallerie ernannt. 

Der Wege-Miniſter Tſchewkin und der Direktor des Artillerie: 
Departements, Generalmajor Lutkowoki, werden zu General-Adju⸗ 
tanten ernannt. 

Das Reſkript, welches Se. Maj. der Kaiſer an den Grafen 
Neſſelrode bei peſſen Nüdtritt vom Miniſterium des Auswärtigen 
gerichtet hat, lautet: „Craf Karl Waſſiltewitſch! Die Karriere, 
welche Sie ſeit 60 Jahren durchlaufen, UN durch zahlreiche und wich- 
tige Dienſte bezeichnet, die Sie dem Throne und dem Vaterlande 

eleiſtet haben. Sie waren der ſtete Mitarbeiter zweier erhabener 
Monarchen, des Kahſers Alexander J. und Meines erhabenen Vaters, 
ruhmreichen Andenkens, welche bei ihrer auswärtigen Politik kein 
anderes Ziel verfolgten, als die Aufrechthaltung der Verträge und 
die Befeſtigung der Ruhe in Europa. Als endlich in letzter Zeit 
unverhofft der Krieg ausbrach, haben Sie Meinen Anſichten ent⸗ 
ſprochen, indem Sie darauf hinarbeiteten, die über Rußlands an- 
gebliche ehrgeizige Abſichten aufgeregten Gemüther zu beruhigen, und 
durch daſſelbe einſichtige Verfahren, das Sie im Bereiche Ihrer 

flichten befolgten, haben Sie zu dem nun glücklich vollbrachten 
Friedenswerke beigetragen. Indem Ich Sie auf Ihr Erſuchen von 
der Leitung des Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten 
entbinde, erachte Ich es für Meine Schuldigkeit, Ihnen aus Her⸗ 
zensgrund bei dieſer Gelegenheit Meine volle Dankbarkeit für Ihre 
Dienſte und Arbeiten im Laufe einer ſo langen und ſo würdig 
vollführten Laufbahn kund zu geben. Da Ich den Frieden durch 
Pflegung freundſchaftlicher Beziehungen mit den fremden Mächten 
zu befeſtigen wünſche, ſo bin Ich überzeugt, daß, indem Ich Ihnen 
den Titel des Reichskanzlers belaſſe, Ich in Ihrer Erfahrung die 
nützlichſte Mitwirkung für Erreichung des Zieles finden werde, das 
Ich Mir geſetzt habe. Als Zeichen Meiner beſonderen Huld ſtelle 
Ich Ihnen das mit Diamanten gezierte Portrait Meines Vaters, 
glorreichen Andenkens, im Vereine mit dem Meinigen zu, damit 
Sie es am Bande des St. Andreas-Ordens im Knopfloche tragen. 
Unwandelbar verbleibe Ich Ihr wohlgewogener Alexander.“ — 
Der „Nord“ bemerkt zu diejem Aktenſtücke: „Der Rücktritt des 
Ministers der auswärtigen Angelegenheiten iſt ein Ereigniß, deſſen 
volle Tragweite ſich noch in der Folge zeigen wird. Graß 
bat 41 Jahre lang die ee Politik Rußlands geführt. Mit 
Ausnahme des Fürſten Metternich giebt es wohl kein Beiſpiel einer 
ſo langen Amtsthätigkeit an der Spitze eines großen Reiches. Noch 
im Mai wird Neſſeltode nach Kiſſingen abreiſen.“ — Ein zweites 
Reſkript it an den geweſenen Kriegsminiſter, General-Adjutanten 
Fürſten Dolgorukoff, gerichtet. 


Ker i m. 


Auf dem engliſchen Kriegs-Miniſterium iſt eine aus dem 
Lager bei Sebaſtopol, 19. April, datirte Depeſche des Generals 
Codrington eingetroffen, welche nicht viel Bemerkenswerthes ent— 
hält. Am 12. April zeigte General Lüders den Engländern an, 
daß man der Einfahrt ihrer Schiffe in den Hafen von Sebaſto⸗ 
pol ruſſiſcherſeits durchaus kein Hinderniß in den Weg legen 
werde. Der Seit der Depeſche berichtet über nichts Anderes, 


als über den Austauſch von Höflichkeiten zwiſchen dem ruſſiſchen 


General und den Feldherren der Verbündeten. Am 13. frühſtück⸗ 
ten Peliſſier, della Marmora und Codrington bei Lüders, am 15. 
war letzterer Gaſt Peliſſiers und am 17. Codrington's. 


Neſſelrode 


Druck von N. Graßmann in Stettin. 


N 5 1 
Telegraphiſche Depeſche der „Stettiner Ztg. 
Brüſſel, 8. Mai. In der geſtrigen (Mittwochs 
Kammerſitzung antwortete der Miniſter des Auswärtigen 
auf die an ihn in Betreff der in dem Pariſer Friede 
Kongreß gemachten Aeußerungen des Grafen BAER, 
gegen die Preßfreiheit Belgiens gerichtete Anfrage, da m 
amtlich in dieſer Beziehung nichts von Seiten des 
ſiſchen Kabinets zugegangen ſei, daß aber die Ann 
dieſſeitigen Kabinets auf alle etwaigen ne e 
halb keine andere ſein würde, als die, daß das La 
Selbſtſtändigkeit auf das entſchiedenſte zu wa 
ſei, und daß es nimmermehr ſolchen Forderungen Fe 
leiſten würde, die dieſelbe bedrohten. Das Haus begleitete 
dieſe energiſche miniſterielle Erklärung mit ſtürmiſchen 
Jubelrufen. 8 S 


Provinzielles. 4 15 
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Stettiner Nachrichten. Br 

++ Stettin, 8. Mai. Auf dem geſtern aus Memel hier an 
gekommenen Dampfſchiffe befand ih unter anderen Paſſagieren 
eine dem Anſcheine nach gebildete Dame, die ſich nicht wenig w 
derte, als ſie ſofort 121 der Landung des Schiffes nebſt ein 
Herrn, welcher als ihr Begleiter galt — polizeilich verhaftet mi 
Und welches Verbrechen hatte ſie verübt? ie man erzählte, wal 
ſie ihrem Manne aus Memel entflohen. Dieſer aber hatte die fl ch⸗ 
tige Spur entdeckt, und während fie auf dem freien Meere zwiſchk 
Himmel und Waſſer ſchwebte, einen telegraphiſchen Steckbrief hier t 
abgehen laſſen, in Folge deſſen fie die hieſige Polizei in dem Momen 
arretirte, als fie die Vaterlandserde wieder betreten wollte. Dir 
angebliche Begleiter, welcher anfangs ihr Schicksal zu theilen 
nötbigt war, wurde indeſſen bald wieder freigelaſſen, weil er in. 
Lage war, barzuthun, daß er weder ein Galan 
Fluchtlings, noch der Urheber des Vergehens jet, 
merlich Andi werden ſollte. ng 

Eine im November v. J. in Kopenhagen erſchienene! 
des Herrn J. C. Tuxen, Pr-Lieutenant in der k. däniſchen Mar 
und Lehrer an der Seekadetten-Akademie in Kopenhagen, 
Deutſche 1858 vom Navigationslehrer H. Graff in Grabe! 
(Stettin 1856, Verlag von Th. v. d. Nahmer, Müllerſche B 
handlung in der Börſe) giebt bemerkenswerthe Aufſchlü 7 
über die Deviation der Kompaßnadel und die Aufſt 
Lund und Mann des Kompaſſes an Bord 9 
Schiffen. Der Verfaſſer ſagt namentlich über Lokal-Aktrak 
(örtliche Anziehung) und Deviation (Abweichung) manches Beheizte 
genswerthe und giebt auch über die Aufſtellung des Kompaſſes un 
die Aufbewahrung der Kompaßnadeln ebenſo klare als verſtändt 0 
Regeln. Die Wichtigkeit des Gegenſtandes läßt erwarten, daß r 
viele Seeleute und eee es ſich angelegen ſein la 
werden, die in dem obigen Buche gegebenen Andeutungen zu p 
und mit ihren eigenen Erfahrungen zu vergleichen. # 


des unglü 
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* Der Großvezier Aali Paſcha der Held einer 

Anekdote, die in den Pariſer 1115 Ri ei macht. A 1 
darum handelte, das diplomatiſche Korps dem Faiferlichen Printe 


zu präfentiren, war der Bevollmächtigte der hohen Pforte, der 
einfacher Mann und weniger in den Materien des Ceremoniellz 
als in den Fragen der Politit eingeweiht iſt, ſehr ale hr 
über, was er bei der Gelegenheit thun oder ſagen. ſollte. Er 
ſich mit Mahomed Djemil, dem reſidirenden Geſandten, Wa ri 
Aber dieſer wußte nicht mehr wie Aali Paſcha ſelber. Na dem 
die Frage diskret und naiv unter ſich verhandelt, faßten fie e 
dem Anſcheine nach klugen und ſchicklichen Beſchluß. „Wir bra 
nicht die Erſten zu ſein, meinten ſie; wir werden ſehen, was 
jenigen, die uns vorausgehen, thun und ſagen werden, und 
nach ihrem Beiſpiel richten.“ Aali Paſcha iſt in ſeiner Eigen‘ 
als Großvezier Hoheit. Bet dieſem Titel fand er ſich der Z 
in der Ordnung der Vorzuſtellenden. Der päpftliche Nuntius war 
der Erſte. Als der Nuntius vor der Wiege paſſirte, ertheilte er 
ſeinen Segen. Aali abe ihm folgend und getreu dem, was er 
mit Mehmed Djemil abgeſprochen, machte es wie der Nuntius und 
ertheilte gleichfalls ſeinen Segen. Bi non e vero, e ben trovato. — 
Zur Zeitgeſchich te bringt die Independance die intereſſ 
Notiz aus Wien, daß Graf Buol in den letzten Tagen ſeines 
enthaltes in Paris ſich in mebr als 300 Damen-Albums arge 
nen hatte und in den acht Wochen der Dauer des Pariſer Kon 
greſſes 51 Banketten beiwohnen mußte. „ 
N Borſenberichte. 
Stettin, 8. Mai. Witterung: 
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